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Geſetzblat 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 87 Ausgegeben Danzig, den 2. November 1923 


Inhalt. Ge I zur Aenderung des Geſetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 
1. Mai 1889 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (S. 1173). — Geſetz über die Errichtung eines 
Trägers der gewerblichen und der See⸗Unfallverſicherung für das Gebiet der Freien Stadt Danzig (S. 1177). — Ver⸗ 
ordnung betreffend Aenderung der Schiffsbauzollordnung (S. 1179). — Bekanntmachung betreffend Zuſtimmung des 
Finanzrats zu dem Geſetz über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit (S. 1180). — Verordnung über Zulagen in der 
Unfallverſicherung für die zweite Hälfte des Monats Oktober 1923 (S. 1180). — Verordnung betreffend Anpaſſung des 
Satzes für die Veteranenbeihilfen an die wertbeſtändige Rechnungseinheit (S. 1180). — Verordnung über Poſtſcheck⸗ 
gebühren (S. 1180). — Verordnung über Poſtgebühren nach Polen (S. 1181). — Bekanntmachungen über 
Aenderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen (S. 1181/82). — Verordnung über Waben ach 
im Verkehr mit dem außerdeutſchen und außerpolniſchen Ausland (S. 1182). — Verordnung über Poſtgebühren nach 
Deutſchland (S. 1183). — Verordnung betreffend die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige (S. 1184). 


582 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Aenderung des Geſetzes betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 


(Reichsgeſetzbl. S. 55) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 810). 


Vom 26. 10. 1923. 
| Artikel J. 
1. 8 1 erhält folgenden Abſatz 2: 
Eine Beteiligung an Geſellſchaften und ſonſtigen Perſonenvereinigungen einſchließlich der 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts iſt zuläſſig, wenn ſie 
1. der Förderung des Erwerbs oder der Wirtſchaft der Mitglieder der Genoſſenſchaft oder, 
2. ohne den alleinigen oder überwiegenden Zweck der Genoſſenſchaft zu bilden, gemeinnützigen 
Beſtrebungen der Genoſſenſchaft 8 
zu dienen beſtimmt iſt. 
2. 8 12 erhält folgende Faſſung: 
Das eingetragene Statut iſt von dem Gericht im Auszug zu veröffentlichen. 
Die Veröffentlichung muß enthalten: 
1. das Datum des Statuts, 
2. die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft, 
3. den Gegenſtand des Unternehmens, N 
4. die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, falls dieſe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt iſt. 
3. Im $ 16 Abſ. 3 Satz 2 werden die Worte „und 4“ geſtrichen. 
4. Im 8 29 werden folgende Worte geſtrichen: 
im Abſ. 1 „und öffentlich bekannt gemacht“, 
im Abſ. 2 „und Bekanntmachung“, 
im Abſ. 3 „und Bekanntmachung“. 


7 * 5 1 
1 Nen 2 TEN: 
a a Vale ee 


x 


ie 


5. Dem 8 33 Abſ. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

Bei kleineren Genoſſenſchaften findet eine Veröffentlichung nicht ſtatt. Im übrigen kann das 
Gericht, falls 5 nach den befonderen Umſtänden des Falls die Veröffentlichung geboten erſcheint, 
den Vorſtand auf ſeinen Antrag von der Verpflichtung zur Veröffentlichung befreien, ſofern 
glaubhaft gemacht wird, daß die Koſten der Veröffentlichung in offenbarem Mißverhältnis zu der 
Vermögenslage der Genoſſenſchaft ſtehen würden. Findet eine Veröffentlichung gemäß Satz 3, 4 
nicht ſtatt, fo find an Stelle der Bekanntmachung eine Abſchrift der Bilanz fowie eine Erklärung 
über die Zahl der Genoſſen nach Maßgabe des Satzes 1 zu dem Genoſſenſchaftsregiſter ee 

6. Hinter $ 43 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 43 a. 

Für den Fall, daß die Mitgliederzahl einer Genoſſenſchaft mehr als dreitauſend beträgt, 
kann das Statut beſtimmen, daß die Generalverſammlung aus Vertretern der Genoſſen beſtehen 
ſoll. Die Vertreter müſſen Genoſſen ſein. 

Das Statut trifft die näheren Beſtimmungen über die Zahl der Vertreter, die Vorausſetzungen 
der Wählbarkeit, die Durchführung der Wahl ſowie den Nachweis und die Dauer der 
Vertretungsbefugnis. 

7. Der 8 65 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 
„Beſteht die Genoſſenſchaft ausſchließlich oder überwiegend aus andre Genoſſenſchaſten, 
ſo kann das Statut die Kündigungsfriſt bis zu fünf Jahren erſtrecken.“ 
8. Hinter $ 78 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
8 78 a. 

Ueber die Auflöſung eines als eingetragene Genoſſenſchaft beſtehenden Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereins kann nur von einer ausſchließlich au dieſem Zweck berufenen Generalverſammlung 
beſchloſſen werden. 

Vor der Beſchlußfaſſung iſt der Rebiſtonsverband, dem die Genoſſenſchaft angeſchloſſen iſt, 
oder, falls ſie gegenwärtig einem Reviſionsverband nicht angehört, innerhalb der letzten drei Jahre 
angeſchloſſen war, darüber zu hören, ob die Auflöſung mit dem Intereſſe des Mittelſtands 
vereinbar iſt. 

In Ermangelung eines nach Abſ. 2 zuſtändigen Reviſionsverbands iſt der überwiegend 

Vorſchuß⸗ und Kreditvereine umfaſſende Reviſionsverband zu hören, in deſſen Bezirk die 
Genoſſenſchaft ihren Sitz hat. Kommen hiernach für die Anhörung mehrere Reviſionsverbände in 
Betracht, jo ſteht die Auswahl dem Vorſtand, ſofern der Aufſichtsrat die Generalverſammlung 
berufen hat, dem Aufſichtsrat, falls die Berufung von gerichtlich hierzu ermächtigten Genoſſen 
ausgeht, dieſen zu. 

Das Gutachten des Reviſionsverbands iſt in jeder über die Auflöſung beratenden General 
verſammlung zu verleſen. Dem Reviſionsverband iſt Gelegenheit zu geben, das Gutachten in der 
Generalverſammlung zu vertreten. 

N 8 78 b. 

Widerspricht die Auflöſung der Genoſſenſchaft nach dem Gutachten des Reviſionsverbands 
dem Intereſſe des Mittelſtands, ſo bedarf der Beſchluß, die Genoſſenſchaft aufzulöſen, unbeſchadet 

weiterer Erſchweruugen durch das Statut, einer Mehrheit von drei Vierteilen der Genoſſen in 
zwei mit einem Abſtand von mindeſtens einem Monat aufeinanderfolgenden Generalverſammlungen. 

9. Hinter $ 93 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 93 a. 

Die Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft (aufgelöſte Genoſſenſchaft) mit einer anderen 

Genoſſenſchaft, die die gleiche Haftform hat (übernehmende Genoſſenſchaft), iſt nur auf Grund 
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von Beſchlüſſen der Generalverſammlungen beider Genoſſenſchaften zuläſſig. Die Beſchlüſſe bedürfen 
unbeſchadet weiterer Erſchwerungen durch das Statut einer Mehrheit von drei Vierteilen der in 
der Generalverſammlung erſchienenen Genoſſen; die Vorſchriften der 88 78 a, 78 b finden keine 
Anwendung. 8 

Die Verſchmelzung iſt durch die Vorſtände der beiden Genoſſenſchaften gemeinſchaftlich ohne 
Verzug zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter des Sitzes der beiden Genoſſenſchaften 
anzumelden; der Anmeldung iſt der zwiſchen den Genoſſenſchaften abgeſchloſſene Vertrag in Urſchrift 
oder in öffentlich beglaubigter Abſchrift beizufügen. Die Eintragung darf nur erfolgen, nachdem 
die Beobachtung der vorſtehenden Beſtimmungen nachgewieſen iſt. 

Mit der Eintragung der Verſchmelzung in das Genoſſenſchaftsregiſter des Sitzes der aufgelöſten 
Genoſſenſchaft gilt die Auflöſung und der Übergang des Vermögens dieſer Genoſſenſchaft einſchließlich 
der Schulden auf die übernehmende Genoſſenſchaft als erfolgt; die Firma der aufgelöſten Genoſſen⸗ 
ſchaft erliſcht. 

8 93 b. 


Eine Liquidation der aufgelöſten Genoſſenſchaft findet nicht ſtatt. Das Vermögen der auf⸗ 
gelöſten Genoſſenſchaft iſt durch die übernehmende Genoſſenſchaft getrennt zu verwalten. 

Der bisherige Gerichtsſtand der aufgelöſtten Genoſſenſchaft bleibt bis zur Vereinigung der 
Vermögen der beiden Genoſſenſchaften beſtehen. \ 

Bis zu demſelben Zeitpunkt gilt im Verhältnis der Gläubiger der aufgelöften Genoſſenſchaft 
zu der übernehmenden Genoſſenſchaft und deren Gläubigern das übernommene Vermögen noch 
als Vermögen der aufgelöſten Genoſſenſchaft. 

Die Vereinigung der beiden Vermögen darf erſt erfolgen, nachdem die Gläubiger der auf⸗ 
gelöſten Genoſſenſchaft von der anderen Genoſſenſchaft nach Maßgabe des § 82 Abſ. 2 zur Anmeldung 
ihrer Forderungen aufgefordert worden ſind, und nur unter Beobachtung der nach $ 90 Abſ. 1, 2 
für die Verteilung des Vermögens unter die Genoſſen geltenden Vorſchriften. 

Die Mitglieder des Vorſtands und des Aufſichtsrats der übernehmenden Genoſſenſchaft ſind 
den Gläubigern der aufgelöſten Genoſſenſchaft für die Ausführung der getrennten Verwaltung als 


Geſamtſchuldner verantwortlich, die Mitglieder des Auſſichtsrats jedoch nur, ſoweit eine Vereinigung 


der Vermögen beider Genoſſenſchaften mit ihrem Wiſſen und ohne ihr Einſchreiten erfolgt. Die 
Verpflichtung wird den Gläubigern gegenüber dadurch nicht aufgehoben, daß die Nichterfüllung auf 
einem Beſchluß der Generalverſammlung beruht. g i 

8 93 c. 

Mit der Eintragung der Verſchmelzung in das Genoſſenſchaftsregiſter des Sitzes der auf⸗ 
gelöſten Genoſſenſchaft gelten die Mitglieder dieſer Genoſſenſchaft als Mitglieder der übernehmenden 
Genoſſenſchaft mit den aus dieſer Mitgliedſchaft ſich ergebenden Rechten und Pflichten. Der Vor⸗ 
ſtand der übernehmenden Genoſſenſchaft hat ſie unverzüglich behufs Eintragung in die Liſte der 
Genoſſen anzumelden. Von der Eintragung hat das Gericht die Genoſſen und den Vorſtand zu 
benachrichtigen. . 


Die Lifte der Genoſſen der aufgelöſten Genoſſenſchaft wird bis zur Vereinigung der Ver⸗ 
mögen der beiden Genoſſenſchaften ($ 93 b) bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die übernehmende 


Genoſſenſchaft ihren Sitz hat, geſondert weitergeführt. 

Die Mitglieder der aufgelöſten Genoſſenſchaft haben das Recht, mittels Aufkündigung ihren 
Austritt aus der übernehmenden Genoſſenſchaft zu erklären. Auf das Recht zur Aufkündigung 
kann verzichtet werden. Die Aufkündigung hat ſpäteſtens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
dem Tag des Zugehens der Benachrichtigung an ſie (Abſ. 1 Satz 3) zu erfolgen. Der Vorſtand 
iſt verpflichtet, die Aufkündigung unverzüglich dem Gericht zur Liſte der Genoſſen einzureichen. 
Er hat zugleich die ſchriftliche Verſicherung abzugeben, daß die Aufkündigung rechtzeitig erfolgt iſt. 
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Infolge der Eintragung des Ausſcheidens in die Lifte gilt der Erwerb der Mitgliedſchaft bei der 

übernehmenden Genoſſenſchaft als nicht erfolgt. Für die aus der Mitgliedſchaft bei der aufgelöſten 

Genoſſenſchaft ſich ergebenden Rechte und Pflichten gelten die Vorſchriften entſprechend, die für den 

Fall des Ausſcheidens von Genoſſen aus einer beſtehenden Genoſſenſchaft anwendbar ſind. Die 

Auszahlung des Geſchäftsguthabens hat binnen ſechs Monaten nach der Vereinigung der Vermögen 

der beiden Genoſſenſchaften (§ 93 b) zu erfolgen. Die Auszahlung vor der Vereinigung der beiden 

Vermögen iſt unzuläſſig; die Vorſchriften des $ 93 b Abſ. 5 finden entſprechende Anwendung. 

r § 93d. 

8 Bis zur Vereinigung der Vermögen der beiden Genoſſenſchaften (§ 93 b) können die Mitglieder 
der aufgelöſten Genoſſenſchaften auf Grund ihrer Haftpflicht nur wegen der Verbindlichkeiten dieſer 
Genoſſenſchaft in Anſpruch genommen werden. 

Bis zu dem gleichen Zeitpunkt kann, inſoweit die Haftung der Mitglieder der aufgelöſten 
Genoſſenſchaft oder ihre Verpflichtung zu Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil infolge der Ver⸗ 
ſchmelzung eine Minderung erfahren, dieſe den Gläubigern der aufgelöſten Genoſſenſchaft nicht 
entgegengeſetzt werden. i 

Iſt der Geſchäftsanteil der übernehmenden Genoſſenſchaft geringer als der Geſchäftsanteil 
der aufgelöſten Genoſſenſchaft, ſo darf eine aus dieſem Grund gebotene Rückzahlung an die 
Mitglieder der aufgelöſten Genoſſeuſchaft nicht vor der Vereinigung der Vermögen der beiden 
Genoſſenſchaften erfolgen. 

Die Vorſchriften des $ 93 b Abf. 5 finden entſprechende Anwendung. 

10. Im 5 131 wird Satz 2 des Abſ. 2 geſtrichen. x 8 

11. Im § 134 wird Abſatz 2 geſtrichen. 5 

12. Dem $ 139 werden folgende Sätze angefügt: 5 

„Dieſe Vorſchrift findet auf kleinere Genoſſenſchaften ſowie dann keine Anwendung, wenn der 
Vorſtand von der Verpflichtung zur Veröffentlichung gemäß 8 33 Abſ. 2 Satz 4 befreit wird. 
In dieſen Fällen iſt an Stelle der Bekanntmachung mit der Bilanz eine Erklärung über die 
Geſchäftsguthaben ſowie die Haftſummen nach Maßgabe des Satzes 1 zu dem Genoſſenſchafts— 
regiſter einzureichen.“ c 

5 13. 8 156 erhält folgende Faſſung: 

u, Die Vorſchriften des $ 9 des Handelsgeſetzbuchs finden auf das Genoſſenſchaftsregiſter 

Anwendung. Eine gerichtliche Bekanntmachung von Eintragungen findet nur gemäß §§ 12, 16 

Abſ. 3, § 51 Abſ. 5 ſowie in den Fällen der SS 82 Abſ. 1, 93 a, 97 und der Umwandlung einer 


Ze Genoſſenſchaft und nur durch den Staatsanzeiger ſtatt. Auf Antrag des Vorſtands kann das 
Ben Gericht neben dem Staatsauzeiger noch andere Blätter für die Bekanntmachungen beſtimmen; in 
Bi: dieſem Fall hat das Gericht jährlich im Dezember die Blätter zu bezeichnen, in denen während 


des nächſten Jahres die Veröffentlichungen erfolgen ſollen. 

Be. Eintragungen, die im Genoſſenſchaftsregiſter ſowohl der Hauptniederlaſſung als auch der 

>: Zweigniederlaſſung erfolgen, find durch das Gericht der Hauptniederlaſſung bekanntzumachen. Eine 

8 Bekanntmachung durch das Gericht der Zweigniederlaſſung findet nur auf Antrag des Vorſtands ſtatt. 

8 Soweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, werden die Eintragungen ihrem ganzen Inhalt nach 
en veröffentlicht. 

Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablauf des Tags als erfolgt, an dem der Staatsanzeiger 

oder im Fall des Abſ. 1 Satz 3 das letzte der die Bekanntmachung enthaltenen Blätter erſchienen iſt. 

14. Im $ 158 Abſ. 2 werden hinter den Worten „der Auflöfung einer Genoſſenſchaft“ die Worte ein⸗ 

gefügt: „der Verſchmelzung von Genoſſenſchaften“. 


15. 8 159 erhält folgende Faſſung: 

Für die Verhandlung und Entſcheidung erſter Inſtanz über Anträge auf Eintragung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter oder die Lifte der Genoſſen oder auf Vormerkung in diefer Lifte ſowie für 
die Eintragungen und Vormerkungen werden Gebühren nicht erhoben. Die Erhebung von Auslagen 
findet nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes ſtatt; jedoch werden Poſt⸗ und . 
in allen Fällen erhoben. 

Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt 14 Tage nach ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 26. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


583 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Errichtung eines Trägers der gewerblichen und der See⸗Unẽfallverſicherung 
für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. Vom 26. 10. 1923. 


Artikel J. 

Gemeinſamer Träger der gewerblichen und der See-Unfallverſicherung im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig nach Maßgabe des Erſten und Dritten Teils des Dritten Buches der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung iſt die „Unfallgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig“. 

Die §8 635 bis 648 der Reichsverſicherungsordnung über Anderung des Beſtandes der Berufs— 
genoſſenſchaften finden hinſichtlich der Laſtenverteilung mit den Berufsgenoſſenſchaften des alten Rechts 
entſprechende Anwendung. Die erforderliche Genehmigung der Genoſſenſchaftsverſammlung des neuen 
Verſicherungsträgers gilt durch dieſes Geſetz als erteilt. : 


Artikel IL 

Die Unfallgenoſſenſchaft umfaßt die Unternehmer aller nach Artikel I dieſes Geſetzes und den 
Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung verſicherten Betriebe im Gebiet der Freien Stadt. 

Bauarbeiten nach 58 783 und 785 der Reichsverſicherungsordnung, die nicht gewerbsmäßig aus⸗ 
geführt werden, ebenſo Unternehmungen von Tätigkeiten beim nicht gewerbsmäßigen Halten von Reit⸗ 
tieren oder Fahrzeugen nach $ 836 a. a. O. werden auf Koſten der Unternehmer bei der Genoſſenſchaft 
verſichert. 

Das gleiche gilt für die im § 1120 a. a. O. genannten Betriebe. 

Zweiganſtalten werden bei der Genoſſenſchaft nicht errichtet. 


Artikel III. 


Zur Gründung der Genoſſenſchaft beruft das Landesverſicherungsamt eine Gründungsverſammlung, 


welche die Satzung beſchließt. Die Verſammlung beſteht aus Abgeordneten der Handelskammer, Hand- 
werkskammer und ähnlichen wirtſchaftlichen Vertretungen nach näherer Beſtimmung des Landesverficherungs- 
amts. Es beſtimmt auch für jede dieſer Stellen nach ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung die Zahl der 
Abgeordneten. 
Das Landesverſicherungsamt leitet die Verhandlungen der Gründungsverſammlung, bis ein 
vorläufiger Vorſtand gewählt iſt. 
Der vorläufige Vorſtand beſteht aus 
dem Vorſitzenden, 
dem geihafterüheenben Vorſitzenden und 
3 Mitgliedern. 
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Den Vorſitzenden und die 3 Mitglieder wählt die Gründungsverſammlung mit Stimmen⸗ 
mehrheit. Den geſchäftsführenden Vorſitzenden beſtellt der Senat aus den Oberbeamten des Landes- 
verſicherungsamts. f \ 

Der vorläufige Vorſtand übernimmt nach feiner Bildung ſofort die Leitung der Gründungs⸗ 
verſammlung. Er führt die Geſchäfte der Genoſſenſchaft, bis der auf Grund einer gültigen Satzung 
berufene Vorſtand die Geſchäfte übernimmt. 
Artikel IV. 
Genoſſenſchaftsorgane ſind 

1. die Genoſſenſchaftsverſammlung, 
2. der Genoſſenſchaftsvorſtand. 


1. Die Genoſſenſchaftsverſammlung. 
Über die Zuſammenſetzung der Genoſſenſchaftsverſammlung beſtimmt die Satzung nach Maßgabe 
der Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung. 
Die Wahlen zur Genoſſenſchaftsverſammlung erfolgen auf Grund einer Wahlordnung, die das 
Landesverſicherungsamt erläßt. Es leitet die Wahl durch einen Beauftragten. 


2. Der Genoſſenſchaftsvorſtand. 
Der Vorſtand verwaltet die Genoſſenſchaft, ſoweit Geſetz und Satzung nichts anderes beſtimmen. 
Der Vorſtand beſteht aus 
dem Vorſitzenden, 
dem geſchäftsführenden Vorſitzenden und 
fünf Mitgliedern (ehrenamtliche Mitglieder). 
Der Vorſitzende und die fünf ehrenamtlichen Mitglieder werden von der Genoſſenſchafts- 
verſammlung durch Stimmenmehrheit gewählt. Das Nähere beſtimmt die Satzung. 
Den geſchäftsführenden Vorſitzenden ernennt der Senat. Er iſt Beamter der Freien Stadt 
Danzig. Seine Bezüge trägt die Genoſſenſchaft anteilsmäßig. Der Anteil wird vom Senat feitgejekt. 
llber die Verteilung der Vorſtandsgeſchäfte unter die Vorſtandsmitglieder beſtimmt die Satzung. 
Artikel V. 5 e 
Die Genoſſenſchaft kann mit Trägern anderer ſozialer Verſicherungen der Freien Stadt 
die Heranziehung der Velnten und Angeſtellten jener Verſicherungsträger zu den Arbeiten der genofjen- 
ſchaftlichen Verwaltung gegen Übernahme der Koſten vereinbaren. Solche Vereinbarung bedarf der 


Zuſtimmung der Genoſſenſchaftsverſammlung. 
Fehlen derartige Vereinbarungen, ſo gelten für die Angeſtellten der Genoſſenſchaft die 88 690 
bis 705 der Reichsverſicherungsordnung. 


1 Artikel VI. 
Die Genoſſenſchaft hat die Mittel für ihre Aufwendungen durch Mitgliederbeiträge aufzubringen, 
die den Bedarf des abgelaufenen Geſchäftsjahrs decken. 
Die Satzung kann beſtimmen, daß einheitliche Beiträge nach Maßſtäben, die fie feſtſetzt, ent— 
richtet werden — 
a) für Betriebe, die regelmäßig höchſtens fünf Verſicherte beſchäftigen, 
N b) für Bauarbeiten nach §s 783 und 785 der Reichsverſicherungsordnung, die nicht gewerbs- 
mäßig ausgeführt werden, 
c) für Unternehmungen von Tätigkeiten beim nichtgewerbsmäßigen Halten von Reittieren oder 
Fahrzeugen nach § 836 a. a. O., 
d) für die im $ 1120 a. a. O. genannten Betriebe. 
Im übrigen gelten für die Aufbringung der Mittel die Beſtimmungen der Reichsverſicherungs⸗ 


ordnung. 5 


\ 


Artikel VII. 
5 Die Genoſſenſchaft iſt zum Erlaß von Vorſchriften nach den Beſtimmungen der 88 848 folg., 
1199 folg. der Reichsverſicherungsordnung verpflichtet. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand kann im Einvernehmen mit anderen Verſicherungsträgern beſchließen, 
deren Unfallverhütungsvorſchriften für einzelne Gewerbszweige, für beſtimmte Fachgruppen oder für die 
ſämtlichen verſicherten Betriebe der Genoſſenſchaft verbindlich zu erklären. Dieſer Beſchluß bedarf der 
Zuſtimmung der Genoſſenſchaftsverſammlung und der Genehmigung durch das Landesverſicherungsamt. 

Die Zuwiderhandlungen gegen ſolche Unfallverhütungsvorſchriften werden beſtraft wie die 
Zuwiderhandlungen gegen eigene Unfallverhütungsvorſchriften der Genoſſenſchaft. 


Artikel VIII. 
Dem Genoſſenſchaftsvorſtand obliegt die Überwachung der Betriebe gemäß §s 874 folg., 
1209 folg. der Reichsverſicherungsordnung. 
Er kann dafür techniſche Aufſichtsbeamte anſtellen. Mit Zuſtimmung der Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung können techniſche Aufſichtsbeamte anderer Verſicherungsträger herangezogen werden. 


Artikel IX. 
Die durch die erſte Einrichtung der Unfallgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig entſtehenden Koſten 
find von der Freiſtadthauptkaſſe koſtenlos vorzuſchießen. Sie ſind aus den zunächſt eingehenden Vorſchüſſen, 
die der Vorſtand nach SS 738 und 1164 der Reichsverſicherungsordnung von den Mitgliedern einzieht, 


zu erſtatten. f 
5 Artikel X. 
Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es ſich um die Maßnahmen zu ſeiner Durchführung handelt, ſofort 
in Kraft. 5 a 
f Der Tag, mit dem die übrigen Vorſchriften des Geſetzes in Kraft treten, wird durch den Senat 
feſtgeſetzt. N ’ 


Danzig, den 26. Oftober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. \ 


584 Verordnung f 
betreffend Aenderung der Schiffsbanzollordnung. Vom 31. 10. 1923. 
Auf Grund des $ 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1067) in Verbindung mit 8 118 des Vereinszollgeſetzes vom 4. Juli 1869 
wird folgendes verordnet: n 
| Der 8 14 Abſ. 2 der Schiffsbauzollordnung (R.G.BL. für 1906 S. 265 ff.) erhält folgende Faſſung: 
„Unbeſchadet der nach 8 23 etwa verwirkten geſetzlichen Strafe iſt gegen den Schiffbauunter⸗ 
nehmer für jeden Einzelfall, in dem für erwieſen erachtet wird, daß ein in der Verwendungsanzeige 
aufgeführter Gegenſtand nicht in der angemeldeten Weiſe zum Schiffbau verwendet worden iſt, unter 
Ausſchluß des Rechtsweges eine Vertragsſtrafe bis zu 500 Gulden vom Landeszollamt feſtzuſetzen und 
im Verwaltungswege einzuziehen“. 8 ; 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 31. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


585 
Dem Geſetz über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 20. Oktober 1923 
(Geſ.⸗Bl. Nr. 79 vom 22. Oktober 1923) hat der Finanzrat gemäß Artikel 56 der Verfaſſung feine 
Zuſtimmung am 23. Oktober 1923 erteilt. 
Danzig, den 31. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


586 Berordnung 
über Zulagen in der Unfallverſicherung für die zweite Hälfte des Monats Oktober 1923. 
Vom 27. 10. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: . 

Für die zweite Hälfte des Monats Oktober 1923 erhalten die Zulageberechtigten eine Nachzahlung 
in Höhe des Zehnfachen der für dieſe Monatshälfte zahlbaren Sätze. 

Die Beträge ſind auf volle Millionen Mark aufzurunden. 

Danzig, den 27. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


587 Verordnung 
betr. Anpaſſung des Satzes für Veteranenbeihilfen an die wertbeſtändige Rechnungseinheit. 
Vom 29. 10. 1923. 
Gemäß 8§ 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1067 — wird in $ 1 des Geſetzes betreffend die Gewährung von 
Beihilfen an Kriegsteilnehmer vom 19. Mai 1913 — Reichs. Geſetzbl. S. 297 — das Wort „Mark“ 
durch das Wort „Gulden“ erſetzt. Die Teuerungszulagen kommen in Wegfall. 
Danzig, den 29. Oktober 1923. i 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. Dr. Schwartz. 


588 Verordnung 
f über Poſtſcheckgebühren. Vom 30. 10. 1923. 
Auf Grund des § 2 des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzblatt S. 883) werden die Poſtſcheckgebühren für den Verkehr — ſoweit er in 
Reichsmark erfolgt — auf die nachſtehenden Beträge feſtgeſetzt. 


1. Bareinzahlungen mit Zahlkarte bis 1000 Mill. Mart 10 Millionen 
2JJ7.õãõöͤũ y TFA 8 
„„ % 55 
C0000 N ee * 
8 „ 30 000 „ 50 000 „ Wr RE Le 50 8 
„ 50 000 Millionen (unbeſchrän kt 60 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr erhoben, im Höchſt⸗ 
fall jedoch für eine Zahlkarte eine Gebühr voeo n 30 = 


— 
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2. Auszahlungen 4 
a) für jede von der Zahlſtelle eines Poſtſcheckamts bargeldlos und für 
jede in den Abrechnungsſtellen der Reichsbank beglichene Auszahlung 8 
von dem im Scheck angegebenen Betraxzꝛ AA ½ ͤ vom Tauſend 
b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle eines Poſtſcheckamts ſowie 
für die Mberfendung eines Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine 
Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung des Schecks bei dieſer 
von dem im Scheck angegebenen Betrannů gs 2 vom Tauſend 
Die Mindeſtgebühr für die nach einem Kontoblatt zu berechnenden Auszahlungen 
beträgt 1 Million Mark. 
Im übrigen werden Gebührenbeträge bis ausſchließlich 1 Million Mark auf eine 
volle Million Mark aufgerundet. . 
Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1923 in Kraft, die Verordnung über Poſt⸗ und Poſt⸗ 
ſcheckgebühren vom 18. Oktober 1923 tritt hinſichtlich der Poſtſcheckgebühren mit Ende Oktober außer Kraft. 


Danzig, den 30. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V. Schulz. 


589 Verordnung 
über Poſtgebühren nach Polen. Vom 31. 10. 1923. 

g Die mit Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf die 
Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (Geſetzblatt Seite 1110) feſtgeſetzten Gebühren für 
Poſtkarten, Briefe, Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben, Miſchſendungen und Päckchen, ſowie die 
Verſicherungsgebühr für Wertbriefe gelten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens auch im Verkehr nach Polen 

Als beſondere Verkehrsart im Verkehr nach Polen ſind außerdem dienſtliche Aktenbriefe von 
Behörden im Gewicht von 500 g bis 2 kg zugelaſſen, gegen eine Gebühr von 50 Danziger Pfennigen. 
Die Gebühren für Pakete nach Polen werden vom 1. November ab wie folgt feſtgeſetzt: 
Gewöhnliche Pakete 


11777 ˙ 0àV½0v0cT0000v00000TT ER 60 Goldcentimen 
A ee 2 ER 100 vi 
5 JJ —T 180 5 
7777... NE en N ee 280 & 
o/ N EN 380 5 
Für Sperrgut ein Zuſchlag von 50 v. H. 
Wertpakete. 
1. Paketgebühr wie vorſtehend, 
Behn gene 40 Danziger Pfennige 
3. Verſicherungsgebühr für je 300 Franke N 50 Goldcentimen. 


Danzig, den 31. Oktober 1923. f 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
g Zander. 


390 Bekauntmachung 

über Anderung der Erſatzbeträge für Palete und eingeſchriebene Sendungen. Vom 26. 10. 1923. 
Auf Grund des § 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1993 

(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 


| 
5 
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8 1. i a f 
Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf ſiebenhundert Millionen Mark für jedes Pfund (500 g) der 


ganzen Sendung erhöht. 9 2 
Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf fünf Milliarden 
Mark erhöht. g. 


8 
Dieſe Bekanntmachung tritt vom 22. Oktober 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer ee eee bei der Poſt eingeliefert 
worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


591 Bekauntmachung 

über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen. Vom 26. 10. 1923. 
Auf Grund des $ 5 des Geſetzes über Aenderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 

(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: di 


Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 —Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf ſieben Milliarden Mark für jedes Pfund (500 g) der ganzen 
Sendung erhöht. = 


Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf fünfzig 
Milliarden Mark erhöht. en 


Dieſe Bekanntmachung tritt vom 25. Oktober 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 26. Oktober 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


592 Verordnung 
über Poſtgebühren im Verkehr mit dem außerdeutſchen und außerpolniſchen Ausland. 
Vom 31. 10. 1923. 
Die Gebühren im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden 


vom 1. November 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 
Danziger e 


r . ne Uri 


für jede weiteren 20ng3gk3g3k nen 5 
„ . ee ae 25 
Druckſachen für je 50g... 10 
Blindenſchriftſendungen FFC 5 
Geſchäftspapiere für je 50g 10 
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N Danziger ne 
Warenproben e 50 ̃ g 8 
F . 2 
die Gebühr für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Brief. 
ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 
rr / RE 2⁵ 
die lach eib gen en E : 40 
die Eilzuſtellgebühr für Brieſſendungeeeeꝶue 80 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50g. . 20 
. I ²⁰eů . EEE 80 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 
erhebe a BEN I 10 


die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme . 15 

die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 25 

die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 20 

Die Verordnung vom 18. Oktober 1923 betreffend Gebührenänderung im Poſtverkehr mit dem 

Ausland (außer Deutſchland und Polen) vom 22. Oktober an tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 31. Oktober 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


593 = Veror du ung 
über Poſtgebühren nach Deutſchland. Vom 31. 10. 1923. 

Die mit Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf die 
Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (Geſetzblatt S. 1110) feſtgeſetzten Gebühren für Poſt⸗ 
karten, Briefe, Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben, Miſchſendungen und Päckchen, ſowie die 
Verſicherungsgebühr für Wertbriefe gelten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens auch im Verkehr nach 
Deutſchland. 8 

Die Gebühren für Poſtanweiſungen, Zahlkarten und Pakete nach Deutſchland werden vom 
gleichen Zeitpunkt ab wie folgt feſtgeſetzt: 

a) Poſtanweiſungen 


bis 500 Millionen Marke 20 Millionen Reichsmark 
über 500 „ 1000 5 233 30 5 8 
„ 1000 „ 5000 „ C 58 5 
„ 5000 „ 10 000 2 „„ EU ut 3 : 
„ 10 000 „3000 „ SE EST He BE 5 
„30 000 „ 50 000 g CC 100 4 5 
b) Zahlkarten 
für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte 
bis 1000 Millionen Mark . . . 10 Millionen Reichsmark 
JJ. ET RE 20, © 2 
„ 5000 „ 10 000 x En er 30 a „ 
„ 10 000 „ 30 000 5 T 40 = 7 
30 000 e ELENA BRFEL 50 1 n 
50 000 Millionen Mark lunbeſchränkt) FCC 60 5 5 
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für bargeldlos beglichene Zahlkarten dieſelbe Gebühr, höchſtens 30 Millionen Mark für eine 
lt 


c) Pakete. 
Gewöhnliche Pakete 
a N S 2 we ee 60 Goldcentimen 
Uber, „ n T 100 * 
OBEN IR. Orr ae a re 180 £ 
Be N ee A ira 280 u 
„ 15 „ FR WEIL EN I er ee vi 380 5 
Für Sperrgut ein Zuſchlag von 50 v. H. - 
Wertpakete. 
1. Paketgebühr wie vorſtehend 
2. Behünd ung gebn Ra a 40 Danziger Pfennig 
3. Verſicherungsgebühr für je 300 Franken tte 50 Goldcentimen. 


Für jedes Paket nach Deutſchland — ausgenommen Oſtpreußen — wird eine Zuſchlaggebühr 
von 50 Centimen erhoben. g 8 
Danzig, den 31. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


594 Verordnung 
betreffend die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige. Vom 1. 11. 1923. 

f Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die Einführung einer wertbeſtändigen Rechnungs⸗ 

einheit in Danzig vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 8 
Ark ER 5 
2 An Stelle der zur Zeit geltenden Beſtimmungen über die Entſchädigung der Zeugen und Sach⸗ 

verſtändigen (vgl. Geſ. v. 19. Mai 1922 Geſetzbl. S. 125, vom 24. Januar 1923 Geſetzbl. S. 165, 
V. O. v. 7. März 1923 Geſetzbl. S. 348, v. 28. Mai Geſetzbl. S. 626, v. 24. Juli Geſetzbl. S. 799 
und 3. September 1923 Geſetzbl. S. 947) tritt die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
vom 30. Juni 1878 (R.⸗G.-Bl. S. 173 ff.) in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 1914 (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 214) mit der Maßgabe, daß an Stelle der Worte „Mark“ die Worte „Gulden“ geſetzt werden. 

Artikel 2. 


Soweit anderweit auf Vorſchriften der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige ver⸗ 
wieſen wird, findet Artikel 1 Anwendung. 


U 


0 Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1923 in Kraft. 
Danzig, den 1. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 7 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


